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§ 2
(1) Bei einem Wirtschaftspatent steht die Befug­

nis zur Benutzung der geschützten Erfindung dem 
Patentinhaber und demjenigen zu, dem sie durch das 
Amt für Erfindungs- und Patentwesen, im folgen­
den Patentamt genannt, erteilt wird.

(2) Der zur Benutzung Befugte hat dem Patent­
inhaber eine Vergütung zu zahlen, deren Höhe sich 
unter Würdigung der erfinderischen Leistung nach 
dem Nutzen der Erfindung und nach den Aufwen­
dungen für die Entwicklung der Erfindung richtet. 
Die Vergütung besteht in einer einmaligen Zahlung 
(Abfindung) oder in laufenden Zahlungen.

(3) Übertrifft der Nutzungswert einer Erfindung 
wesentlich die bei der Bemessung einer Abfindung 
zugrunde gelegten Berechnungen, so können dem
Patentinhaber durch Entscheidung des Patentamts 
weitere Vergütungen zuerkannt werden.

(4) Mit Zahlung der Abfindung erlöschen die Rechte 
und Pflichten in der Person des Patentinhabers und 
werden von dem fachlich zuständigen Ministerium 
wahrgenommen.

(5) Sind die Kosten für die Entwicklung der Erfin­
dung von einem anderen als dem Erfinder aufge­
wendet worden, so kann auf Antrag dieser Stelle die 
Wirtschaftsabteilung des Patentamts vorschlagen, 
von wem und zu welchem Teil diese Kosten zu über­
nehmen sind. Die Vorschrift des § 50 Abs. 4. gilt ent­
sprechend.

(6) Ist die Erfindung im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit des Erfinders in einem volkseigenen Be­
trieb, einem staatlichen Forschungsinstitut oder in 
anderen öffentlichen Einrichtungen oder mit staat­
licher Unterstützung gemacht worden, so ist ein 
Wirtschaftspatent zu erteilen. In diesem Falle bedarf 
die gewerbliche Benutzung des Patents durch den 
Inhaber der Genehmigung des Patentamts. Die Ge­
nehmigung ist an die Person des Patentinhabers ge­
bunden.

(7) Erfindungen der im Abs. 6 bezeichneten Art 
sind vom Erfinder dem Betrieb bekanntzugeben. 
Sieht der Erfinder trotz Belehrung durch den Be­
trieb von einer Patentanmeldung ab, so kann der 
Betrieb über das fachlich zuständige Ministerium 
der Deutschen Demokratischen Republik unter Be­
nennung des Erfinders ein Wirtschaftspatent bean­
tragen.

(8) Wirtschaftspatente können vom Patentamt auf­
rechterhalten werden, wenn der Patentinhaber auf 
das Patent verzichtet oder das Patent aus anderen in 
der Person des Patentinhabers liegenden Gründen 
erlöschen würde.

(9) Die Rechte und Pflichten aus Wirtschaftspaten­
ten nach Abs. 7 und 8 werden von den fachlich zu­
ständigen Ministerien der Deutschen Demokrati­
schen Republik wahrgenommen.

§3
(l) Bei einem Ausschließungspatent steht die Be­

fugnis zur Benutzung der geschützten Erfindung 
nur dem Patentinhaber zu.

(2) Auf Antrag des Patentinhabers kann ein Aus­
schließungspatent jederzeit in ein Wirtschaftspatent 
umgewandelt werden.

§4
Eine Erfindung gilt nicht als neu, wenn sie z. Z. 

der Anmeldung in öffentlichen Druckschriften aus 
den letzten hundert Jahren bereits derart beschrie­
ben, anderweitig durch das Patentamt bekanntge­
macht oder im Inland bereits so offenkundig benutzt 
ist, daß danach die Benutzung durch andere Sach­
verständige erfolgen kann. Eine innerhalb von 
sechs Monaten vor der Anmeldung erfolgte Beschrei­
bung oder Benutzung bleibt außer Betracht, wenn 
sie auf der Erfindung des Anmelders oder seines 
Rechtsvorgängers beruht.

§5
(1) Das Recht auf das Patent hat der Erfinder oder 

sein Rechtsnachfolger. Auftragserfindungen stehen 
dem Auftraggeber zu; dies gilt nicht für Erfindun­
gen, die in Betrieben und Einrichtungen der im § 2 
Abs. 6 bezeichneten Art gemacht worden sind.

(2) Vor Erteilung des Patents ist eine eidesstatt­
liche Erklärung abzugeben über die Urheberschaft, 
das etwaige Vor liegen der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 6 und gegebenenfalls über die Abtretung des 
Rechts an der Erfindung mit dem Nachweis, wie das 
Recht auf das Patent an den Rechtsnachfolger ge­
langte. Haben mehrere Erfinder gemeinsam eine Er­
findung gemacht, so steht ihnen das Recht auf das 
Patent gemeinschaftlich zu. Haben mehrere die Er­
findung unabhängig voneinander gemacht, so steht 
das Recht dem zu, der die Erfindung zuerst beim 
Patentamt angemeldet hat.

(3) Bis zur Erteilung des Patents gilt im Verfahren 
vor dem Patentamt der Anmelder als Rechtsnachfol­
ger des Erfinders. Weist er die Rechtsnachfolge nicht 
näch, so wird das Patent dem Erfinder oder nachge­
wiesenen Rechtsnachfolger erteilt.

§ 6
(1) Eine Anmeldung kann den Anspruch auf Er­

teilung des Patents nicht begründen, wenn die Er­
findung Gegenstand eines auf eine frühere Anmel­
dung gewährten Schutzrechts ist. Trifft diese Vor­
aussetzung teilweise zu, so hat der Anmelder An­
spruch auf Erteilung des Patents in entsprechender 
Beschränkung.

(2) Ist das Patent von einem Nichtberechtigten an­
gemeldet worden, so kann der Berechtigte die Um­
schreibung auf seinen Namen durch Entscheidung 
des Patentgerichts herbeiführen (§§ 59 bis 62). Das 
Patentamt nimmt bei Kenntnis solcher Streitfälle 
keine Löschung vor.

§7
(l) Die Wirkung des Patents tritt gegen den nicht 

ein, der z. Z. der Anmeldung die Erfindung im In­
land bereits in Benutzung genommen oder die dazu 
erforderlichen Veranstaltungen getroffen hat (Mit­
benutzer). Der Mitbenutzer ist befugt, die Erfindung 
für die Bedürfnisse seines eigenen Betriebes auszu-


